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Bonn, den 15, Februar 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Neue Personalausweise 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1580 — 


Der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD liegt anscheinend 
die Annahme zugrunde, es sei beabsichtigt, ab 1. April d. J. 
alle vor diesem Zeitpunkt ausgegebenen Personalausweise 
gegen neue umzutauschen. Das ist nicht der Fall. Die alten 
Personalausweise gelten vielmehr bis zum Ablauf der in 
ihnen vermerkten Gültigkeitsdauer weiter. 

Nach dieser Vorbemerkung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

Zu 1. 

a) Dem Bund entstehen durch die Einführung des neuen 
Personalausweises weder persönliche noch sachliche Kosten. 

b) Die Länder tragen wie bisher die Kosten für die Vor- 
drucke. Der Stückpreis für den neuen Vordruck beträgt 
0,48 DM. Nach Auskunft des Statistischen Bundesamts 
werden in der Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1960 
etwa 558000 und im Jahre 1961 etwa 561000 Jugendliche 
16 Jahre alt und damit ausweispflichtig. Läßt man un- 
berücksichtigt, daß ein Teil dieser Jugendlichen bereits 
einen Paß besitzt oder sich einen solchen an Stelle eines 
Personalausweises ausstellen läßt, beträgt der durch die 
Einführung des neuen Musters verursachte Aufwand 
im Jahre 1960 161000 DM und im Jahre 1961 163 000 DM. 
Die Zahl der Fälle, in denen wegen Ablaufs der Gültig- 
keitsdauer von alten Ausweisen in den nächsten Jahren 
neue ausgestellt werden müssen, läßt sich nicht schätzen. 

c) Die Ausstellung der Personalausweise obliegt in der Regel 
den Gemeinden. Deren Aufwand an persönlichen Kosten 
wird durch die Einführung des neuen Vordrucks nicht be- 
einflußt. Sachliche Kosten entstehen den Gemeinden nicht. 


Zu 2. 

Der Bundespersonalausweis, der bereits im Verhältnis zu acht 
westeuropäischen Staaten als Grenzübertrittspapier an die 
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Stelle des Passes getreten ist, muß in gleichem Maße wie 
dieser gegen Fälschung gesichert sein. Daß die Länder gleicher 
Auffassung sind, ergibt sich daraus, daß der Bundesrat in 
seiner Plenarsitzung am 5. Februar d. J. der Einführung des 
neuen Ausweises zugestimmt hat. 

Zu 3. 

Nach den Richtlinien vom 30. Juni 1952 zur Ausführung des 
Kabinettsbeschlusses vom 8. Januar 1952 betr. Einsetzung 
eines Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver- 
waltung (GMB1. S. 174) handelt es sich nicht um einen Fall, 
der eine Anhörung des Bundesbeauftragten erfordert hätte. 
Es ist daher auch nicht beabsichtigt, ihn nachträglich zu be- 
teiligen. 


Dr. Schröder 



